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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Frankfurt
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
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1. Instanz

Aktenzeichen S 1 AL 32/14
Datum 14.09.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AL 87/16
Datum 18.12.2017

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Bewilligung von Arbeitslosengeld vom 22. Juni bis
31. August 2011.

Die KlÃ¤gerin meldete sich am 22. Juni 2011 nach Aussteuerung aus dem
Krankengeldbezug vom 3. Februar 2010 bis 21. Juni 2011 arbeitslos und beantragte
die Bewilligung von Arbeitslosengeld.

Die Beklagte lehnte den Antrag mit Bescheid vom 17. August 2011 ab, da die
KlÃ¤gerin in den letzten zwei Jahren vor dem 12. Juni 2011 weniger als zwÃ¶lf
Monate versicherungspflichtig gewesen sei und somit die Anwartschaftszeit nicht
erfÃ¼llt habe. Versicherungspflicht durch Bezug von Krankengeld komme nicht in
Betracht, da die Bewilligung von Arbeitslosengeld und Arbeitslosengeld bei
Weiterbildung durch Bescheid vom 17. August 2011 wegen fehlenden Wohnsitzes
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bzw. gewÃ¶hnlichen Aufenthalts in Deutschland (S 1 AL 31/14) zurÃ¼ckgenommen
worden sei und unmittelbar zuvor kein rechtmÃ¤Ã�iger Bezug einer
Entgeltersatzleistung vorliege. Zeiten, die von einem anderen Mitgliedstaat der
EuropÃ¤ischen Union bescheinigt worden seien, kÃ¶nnten nicht zur ErfÃ¼llung der
Anwartschaftszeit herangezogen werden.

Den hiergegen am 19. September 2011 eingelegten Widerspruch wies die Beklagte
mit Widerspruchsbescheid vom 1. Dezember 2011 zurÃ¼ck.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 1. Dezember
2011 zurÃ¼ck. Leistungen der ArbeitsfÃ¶rderung kÃ¶nnten nur von Personen in
Anspruch genommen werden, die ihren Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im
Geltungsbereich des Sozialgesetzbuches hÃ¤tten. Zwar sei zutreffend, dass die
KlÃ¤gerin bei Arbeitslosmeldung im Jahr 2007 die Anschrift C-StraÃ�e in C-Stadt
angegeben habe, unter dieser Anschrift befinde sich eine Fachberatungsstelle der
Caritas mit dem angeschlossenen CafÃ© D., eine Anlaufstelle fÃ¼r wohnsitzlose
Menschen. Die KlÃ¤gerin habe im gesamten Aufhebungszeitraum keine andere
Anschrift mitgeteilt. Nach einer Melderegisterauskunft der Stadt C-Stadt, die das
Sozialgericht Frankfurt am Main in den Verfahren S 1 AL 359/11 und S 1 AL 360/11
eingeholt habe, sei die KlÃ¤gerin erstmals seit 15. Juni 2011 in C-Stadt unter der
Adresse E-StraÃ�e gemeldet gewesen. Bereits 2008 habe es Anhaltspunkte dafÃ¼r
gegeben, dass die KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich nicht in Deutschland wohnhaft gewesen
sei. Die KlÃ¤gerin habe aber schriftlich am 16. Mai 2008 erklÃ¤rt, dass sie sich in
der C-StraÃ�e nur vorÃ¼bergehend aufhalte, bis sie eine Wohnung gefunden habe.
Diese ErklÃ¤rung sei nachweislich falsch und nur abgegeben worden, um in den
Genuss von Leistungen zu gelangen. In einem Termin vor dem Sozialgericht Aachen
habe die KlÃ¤gerin am 10. Februar 2011 erklÃ¤rt, sie "wohne mal hier, mal dort".
Ihren persÃ¶nlichen Besitz bewahre sie in einem einzigen Koffer auf. Diese sehr
unkonkreten und nicht glaubhaften Angaben hÃ¤tten weitere Nachforschungen zur
Folge gehabt. Danach habe die KlÃ¤gerin bereits bei der Arbeitslosmeldung ihren
Wohnsitz und gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in den Niederlanden gehabt und diesen bis
heute nicht aufgegeben. Der Anspruch sei darÃ¼ber hinaus auch deshalb nicht
entstanden, weil sie innerhalb der Rahmenfrist vom 22. Juni 2009 bis 21. Juni 2011
nicht in einem VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden habe. Auch durch den
Bezug von Krankengeld sei keine Versicherungspflicht entstanden, denn vor dem
Beginn des Krankengeldbezugs am 3. Februar 2010 sei zwar Arbeitslosengeld
bezogen worden, dieser Bezug sei aber unrechtmÃ¤Ã�ig gewesen und die zugrunde
liegende Bewilligungsentscheidung sei aufgehoben worden. Insoweit werde auf die
AusfÃ¼hrungen in dem Widerspruchsverfahren W 1915/11 (S 1 AL 31/14)
verwiesen. Auch die Restanspruchsdauer von 77 Tagen aus einem Anspruch, der
zunÃ¤chst am 1. Juni 2007 entstanden sei, kÃ¶nne nicht mehr geltend gemacht
werden, da der entsprechende Bewilligungsbescheid zurÃ¼ckgenommen worden
sei.

Am 31. Dezember 2011 hat die KlÃ¤gerin beim Sozialgericht Frankfurt am Main
Klage erhoben und sich gegen die getroffene Entscheidung der Beklagten gewandt.
Sie habe die erforderliche Anwartschaftszeit erfÃ¼llt. Die von der Beklagten gegen
sie vorgebrachten Beschuldigungen seien falsch. Sie sei jederzeit unter der beim

                               2 / 4

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%201%20AL%2031/14
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%201%20AL%2031/14


 

Arbeitsamt erfassten Meldeanschrift "C-StraÃ�e" erreichbar gewesen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
den Bescheid vom 17. August 2011 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 1.
Dezember 2011 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Sie hÃ¤lt die getroffene Entscheidung fÃ¼r zutreffend und bezieht sich zur
BegrÃ¼ndung auf ihre AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid.

Durch Beschluss vom 25. MÃ¤rz 2013 hat das Sozialgericht den Rechtsstreit bis
zum Abschluss des Ermittlungsverfahrens der Staatsanwaltschaft Aachen, Az. 504 Js
337/12, ausgesetzt und das Verfahren nach Mitteilung der Einstellung des
Verfahrens gemÃ¤Ã� Â§ 170 Abs. 2 StPO bis zur Entscheidung des Sozialgerichts
am 22. Januar 2014 weitergefÃ¼hrt.

Hinsichtlich des Vorbringens der Beteiligten im Ã�brigen wird auf den weiteren
Inhalt der Gerichtsakte, der Leistungsakte der Beklagten Band I, II, V, Verbis-
Vermerke I, II, der beigezogenen Akte der Staatsanwaltschaft Aachen 504 Js 337/12
sowie der erledigten Verfahrensakten S 1 AL 359/11 und S 1 AL 360/11 Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Kammer konnte Ã¼ber die erhobene Klage aufgrund mÃ¼ndlicher Verhandlung
am 14. September 2016 entscheiden, da sich das nach Ablehnung der
Terminsaufhebung von der KlÃ¤gerin mit Schriftsatz vom 12. September 2016
gestellte Befangenheitsgesuch durch Schriftsatz ihres ProzessbevollmÃ¤chtigten
vom 13. September 2016 erledigt hatte.

Die Klage ist zulÃ¤ssig. Insbesondere ist das Sozialgericht Frankfurt am Main
gemÃ¤Ã� Â§ 57 Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) Ã¶rtlich zustÃ¤ndig, denn
die KlÃ¤gerin wohnte nach eigenen Angaben in der Klageschrift, ihren Angaben bei
der Beklagten anlÃ¤sslich der persÃ¶nlichen Vorsprache am 20. Dezember 2011
und einer E-Mail vom 29. Dezember 2011 (Blatt 97, 98 der Gerichtsakte) zum
Zeitpunkt der Klageerhebung kurzzeitig im Gerichtsbezirk. Die angegebene Adresse
in F-Stadt c/o G. gab sie auch in den erledigten Verfahren S 1 AL 359/11 und S 1 AL
360/11 in einem am 2. Januar 2012 eingegangenem Schriftsatz vom 28. Dezember
2011 an. Unerheblich ist die in der Klageschrift zum Ausdruck kommende Absicht,
zukÃ¼nftig nach Frankfurt/Oder umzuziehen.

Die Klage ist unbegrÃ¼ndet, denn die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
Bewilligung von Arbeitslosengeld ab 22. Juni 2011 liegen nicht vor.

Auszugehen ist davon, dass Leistungen der ArbeitsfÃ¶rderung nach Â§ 19
Sozialgesetzbuch Erstes Buch â�� Allgemeiner Teil (SGB I) nur von Personen
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geltend gemacht werden kÃ¶nnen, die ihren Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt im Geltungsbereich des Gesetzes haben, Â§ 30 Abs. 1 SGB I. Einen
Wohnsitz hat nach Â§ 30 Abs. 3 SGB I jemand dort, wo er eine Wohnung unter
UmstÃ¤nden innehat, die darauf schlieÃ�en lassen, dass er die Wohnung
beibehalten und benutzen wird. Den gewÃ¶hnlichen Aufenthalt hat jemand dort, wo
er sich unter UmstÃ¤nden aufhÃ¤lt, die erkennen lassen, dass er an diesem Ort
oder in diesem Gebiet nicht nur vorÃ¼bergehend verweilt.

Hiernach hatte die KlÃ¤gerin zur Ã�berzeugung der Kammer weder am 22. Juni
2011 noch vorher einen Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in C-Stadt oder im
Bundesgebiet. Die Beklagte hat insoweit mit zutreffenden AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsbescheid den Anspruch auf Arbeitslosengeld verneint. Da die Kammer
der BegrÃ¼ndung der Beklagten im Widerspruchsbescheid folgt, wird zur
Vermeidung von Wiederholungen auf die dortigen AusfÃ¼hrungen verwiesen, Â§
136 Abs. 3 SGG. DarÃ¼ber hinaus verweist die Kammer auf die ausfÃ¼hrlichen
EntscheidungsgrÃ¼nde im Urteil vom 14. September 2016 in dem Verfahren S 1 AL
31/14. Im Hinblick darauf musste die Klage erfolglos bleiben und abgewiesen
werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 10.02.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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